Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1006 


Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Einschränkung des § 7b des Einkommensteuer- 
gesetzes 

— Drucksache IV/738 — 

und den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

— Drucksache lV/342 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seuffert *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen IV/738, 
IV/342 — in der anliegenden Fassung anzuneh- 
men; 

2. den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
— Umdruck 111 — für erledigt zu erklären; 

3. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. darauf hinzuwirken, daß sich die Länder und 
Gemeinden an den Bemühungen um eine 
Dämpfung der Nachfrage auf dem Baumarkt 
durch eine angemessene Einschränkung ihrer 
Bauausgaben beteiligen, weil sonst die Maß- 
nahmen des Bundes für eine wesentliche Ein- 
schränkung der Bautätigkeit ihr konjunktur- 
politisches Ziel nicht erreichen; 


2. bis 31. Mai 1963 den Entwurf einer Neurege- 
lung der Absetzungen für Abnutzung bei Ge- 
bäuden vorzulegen, die so gestaltet sein soll, 
daß sie unter Ablösung der bisherigen Vor- 
schriften des § 7 b EStG als Dauerlösung an- 
gesehen werden kann; dabei sind die Ge- 
sichtspunkte der Wohnungspolitik und Raum- 
ordnung zu berücksichtigen. Die Neuregelung 
soll auch für Gebäude gelten, die durch die 
Suspendierung des alten § 7 b EStG betroffen 
werden. 

Die derzeitig bei Wohngebäuden im allgemei- 
nen zugrunde gelegte Nutzungsdauer von 
100 Jahren erscheint nicht mehr zeitgemäß 
und sollte durch eine Nutzungsdauer von 
etwa 50 Jahren ersetzt werden. Auch eine 
lineare Absetzung wird den tatsächlichen 
Verhältnissen nicht gerecht. Deshalb sollte 
die Neuregelung auch eine degressive Ab- 
schreibung zulassen. 


Bonn, den 21. Februar 1963 

Der Finanzausschuß 
Dr. Schmidt Seuffert 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als ^ Drucksache IV/ 1006 
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Drucksache IV/ 1 006 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Einschränkung des § 7b des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
15. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1253) wird wie 
folgt geändert; 

1. In § 7b wird der folgende Absatz 7 angefügt: 

„(7) Bei Gebäuden sowie bei Zubauten, Aus- 
bauten und Umbauten, bei denen der Antrag auf 
Baugenehmigung nach dem 9. Oktober 1962 und 
vor dem 1. April 1964 gestellt worden ist, 
sind an Stelle der Absätze 1 bis 6 die Vorschrif- 
ten des § 54 anzuwenden. Das gilt nicht für Ge- 
bäude sowie für Zubauten, Ausbauten und Um- 
bauten, die in Berlin (West) errichtet worden 
sind. “ 

2. Hinter § 53 wird der folgende § 54 eingefügt: 

.§ 54 

Schlußvorschriften 

(Sondervorschriften für Wohngebäude, bei denen 
der Antrag auf Baugenehmigung nach dem 9. Ok- 
tober 1962 und vor dem 1. April 1964 gestellt 
worden ist) 

(1) Bei Eigenheimen, Eigensiedlungen und 
eigengenutzten Eigentumswohnungen, bei denen 
der Antrag auf Baugenehmigung nach dem 9. Ok- 
tober 1962 und vor dem 1. April 1964 gestellt 
worden ist und die zu mehr als 66V3 vom Hun- 
dert Wohnzwecken dienen, können abweichend 
von § 7 im Jahr der Fertigstellung und in dem 
darauffolgenden Jahr auf Antrag jeweils bis zu 
7,5 vom Hundert der Herstellungskosten abge- 
setzt werden. Ferner können in den darauffol- 
genden acht Jahren an Stelle der nach § 7 zu 
bemessenden Absetzung für Abnutzung jeweils 
bis zu 4 vom Hundert der Herstellungskosten 
abgesetzt werden. Nach Ablauf dieser acht Jahre 
bemessen sich die Absetzungen für Abnutzung 
nach dem dann noch vorhandenen Restwert und 
der Restnutzungsdauer. Die Sätze 1 bis 3 sind 
auf den Teil der Herstellungskosten, der 120 000 
Deutsche Mark übersteigt, nicht anzuwenden. 

(2) Bei Kaufeigenheimen, Trägerkleinsiedlun- 
gen und Kaufeigentumswohnungen sind die Vor- 


schriften des Absatzes 1 mit der Maßgabe ent- 
sprechend anzuwenden, daß die erhöhten Ab- 
setzungen bis zur Höhe von 7,5 vom Hundert 
der Herstellungskosten vom Bauherrn, im übri- 
gen vom Ersterwerber in Anspruch genommen 
werden können. Für den Ersterwerber treten an 
die Stelle der Herstellungskosten die Anschaf- 
fungskosten und an die Stelle des Jahres der 
Fertigstellung das Jahr des Ersterwerbs. 

(3) Bei Gebäuden und Eigentumswohnungen 

im Sinn des Absatzes 1 kann der Bauherr inner- 
halb der ersten drei Jahre nicht ausgenutzte er- 
höhte Absetzungen bis zum Ende des vierten 
Jahres nachholen. Dabei können nachträgliche 
Herstellungskosten vom Jahr ihrer Entstehung 
an bei der Bemessung der erhöhten Absetzungen 
so berücksichtigt werden, als wären sie bereits 
im der Fertigstellung entstanden. Im Jahr 

der Fertigstellung und den beiden folgenden 
Jahren müssen jedoch mindestens die Absetzun- 
gen für Abnutzung nach § 7 vorgenommen wer- 
den. Die Sätze 1 bis 3 gelten für den Ersterwer- 
ber im Sinn des Absatzes 2 mit der Maßgabe 
entsprechend, daß dieser auch die vom Bauherrn 
nicht ausgenutzten erhöhten Absetzungen nach- 
holen kann, 

(4) Für die Anwendung der Absätze 1 und 2 
sind zum Gebäude gehörende Garagen ohne 
Rücksicht auf ihre tatsächliche Nutzung als 
Wohnzwecken dienend zu behandeln, soweit in 
ihnen nicht mehr als ein Personenkraftwagen für 
jede in dem Gebäude befindliche Wohnung unter- 
gestellt werden kann. Räume für die Unterstellung 
weiterer Kraftwagen sind stets als nicht Wohn- 
zwecken dienend zu behandeln. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 gel- 
ten nur für Gebäude und Eigentumswohnungen, 
die im Bundesgebiet ausschließlich Berlin (West) 
errichtet worden sind," 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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